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Datum der Sitzung Gremium

06.04.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam         x

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung wird beauftragt, alle Fraktionen und Gruppen der 
Stadtverordnetenversammlung zu einem Workshop noch in der ersten Jahreshälfte 2011 einzuladen, 
auf dem Möglichkeiten diskutiert werden:

- wie das Verfahren zur Gewährung von Akteneinsicht transparenter, schneller und rechtseinheitlicher 
geregelt werden kann

-  welche Verstöße des Oberbürgermeisters gegen das Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht 
dienstrechtlich geahndet werden können

- wie der Oberbürgermeister zur Einhaltung von Terminen und Zusagen veranlasst werden kann

- welche Änderungen in den Vorschriften des Potsdamer Ortsrechtes dazu sinnvoll erscheinen.

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Immer wieder haben Stadtverordnete in Potsdam Probleme, ihre gesetzlichen Rechte auf Auskunft 
oder Akteneinsicht gegenüber der Stadtverwaltung durchzusetzen. 

Die Stadtverwaltung erteilt häufig unvollständige Antworten, verweigert oder verzögert die Gewährung 
von Akteneinsicht ohne stichhaltige Gründe oder beantwortet  Fragen zu städtischen Betrieben 
entgegen ausdrücklichen Regelungen in der Kommunalverfassung mit Verweis auf die private 
Rechtsform oder entgegenstehende Rechte Dritter nicht. Häufig werden zugesagte Vereinbarungen 
und Termine nicht eingehalten oder wichtige Informationen selektiv nur bestimmten Stadtverordneten 
zugeteilt.

Inzwischen hat die Erschwerung der ehrenamtlichen Stadtverordnetentätigkeit durch die 
Stadtverwaltung eine Qualität erreicht, die eine gemeinsame fraktions- und gruppenübergreifende 
Verständig erforderlich macht, welche Möglichkeiten bestehen, diese Missstände künftig abzustellen.


